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Das Gebäudemodernisierungsgesetz  

verschärft die Gaskostenfalle!  
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Am 10. Juli 2026 haben Bundestag und Bundesrat dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gebäudemodernisierungsgesetz (GModG) zugestimmt. Aus Sicht von GermanZero ist klar: Das Gesetz ist 
ein fossiler Rückschritt. Es schwächt den Klimaschutz und verschärft die Gaskostenfalle im 
Wohnbereich. Besonders Mieter:innen sowie Eigentümer:innen mit geringen finanziellen Spielräumen 
droht eine langfristige Abhängigkeit von steigenden fossilen Heizkosten. GermanZero lehnt das GModG 
deshalb entschieden ab. 

 

Die Gaskostenfalle bedroht die soziale Gerechtigkeit im Wohnbereich 
Wer heute mit Gas heizt, ahnt oft nicht, was auf ihn oder sie zukommt. Immer mehr Haushalte steigen auf 
Wärmepumpen und Wärmenetze um. Für diejenigen, die weiter mit fossilem Gas heizen müssen, werden 
die Kosten immer weiter steigen. Das ist die sogenannte Gaskostenfalle – eine sich selbst verstärkende 
Kostenspirale, die vor allem jene trifft, die nicht aus dem Gasnetz aussteigen können. 

Schon heute Realität: Die Netzentgelte machen bereits rund 20 % des Gaspreises aus – im Schnitt 2,33 
Cent/kWh im Jahr 2025. Ein Vier-Personen-Haushalt mit 20.000 kWh Jahresverbrauch zahlte 2025 im 
Durchschnitt eine Gasrechnung von 2.414 €, davon 466 € allein für Netzentgelte. Diese Entgelte steigen seit 
Jahren; für 2026 wird ein Anstieg von durchschnittlich 10 bis 12 % erwartet, regional teils über 20 % 
(Spitzenreiter Pforzheim: 48,7 %; Stand Oktober 2025). 

Der zentrale Mechanismus: Die Fixkosten des Gasnetzes fallen unabhängig von der durchgeleiteten 
Menge an. Steigen immer mehr Menschen auf Wärmepumpen oder Wärmenetze um, müssen die 
verbleibenden Kund:innen diese Kosten auf immer weniger Schultern tragen. Verstärkt wird das durch die 
von der Bundesnetzagentur ab 2025 erlaubte vorzeitige Abschreibung der Netze (bis 2045). So entsteht ein 
Rückkopplungseffekt: Höhere Entgelte treiben mehr Menschen zum Umstieg – und für die Übrigen steigen 
die Preise weiter. In einem von Fraunhofer IFAM untersuchten Szenario könnten die Gasnetzentgelte bis 
2045 bis auf das Zehnfache des heutigen Niveaus steigen.  

Wer betroffen ist: Rund 56 % aller Wohnungen in Deutschland heizen mit Gas. Besonders gefährdet sind 
einkommensschwache Haushalte sowie Mieter:innen (ca. 53 % der deutschen Bevölkerung), die bei 
Heizungstausch und Sanierung kaum Mitsprache haben. 

 

Das Gebäudemodernisierungsgesetz verschärft die Gaskostenfalle  
Die Änderungen des Gebäudemodernisierungsgesetzes weiten die Gaskostenfalle aus: Die Streichung 
der 65-Prozent-EE-Vorgabe (§ 71 GEG) als zentraler Mechanismus zur Dekarbonisierung der Wärme ist ein 
fundamentaler Rückschritt. Mit der Streichung des bisherigen Betriebsverbots (§ 72 GEG) können Gas- und 
Ölheizungen grundsätzlich auch nach 2045 weiterbetrieben werden. Das GModG regelt nicht verlässlich, 
wie diese Anlagen dann klimaneutral betrieben werden sollen, sondern überlässt die konkrete 
Ausgestaltung einem zukünftigen Gesetz (§ 42a GModG). Damit fehlt bislang eine unmittelbar wirksame 
Absicherung der Klimaneutralität. Zugleich werden weitere Investitionen in Heizsysteme ermöglicht, deren 
künftige Brennstoff- und Netzkosten kaum verlässlich kalkulierbar sind. Das verschärft die Gaskostenfalle. 

Durch die Bio-Treppe steigen die Kosten zusätzlich: Laut der sogenannten Bio-Treppe müssen bei neu 
eingebauten Öl- und Gasheizungen ab 2029 zunehmend “klimaneutrale Brennstoffe” genutzt werden. Es 
ist bereits absehbar, dass vorgesehene Brennstoffe (insbesondere Biogas und Wasserstoff) nur in 
begrenzten Mengen verfügbar sein werden, wodurch ihre Nutzung umkämpft und die Preise hoch sein 
dürften. Eine Studie des Fraunhofer ISI  berechnet für Eigentümer:innen eines typischen Einfamilienhauses 
Mehrkosten von 23.746 € bis 2045 durch Einbau einer Gasheizung mit Bio-Treppe gegenüber einer 

https://www.bdew.de/service/daten-und-grafiken/bdew-gaspreisanalyse/
https://www.enet.eu/aktuelles/gasnetzentgelte-steigen-2026-erneut-deutlich#:~:text=Dies%20betrifft%20268%20Postorte%20vornehmlich,Jahresbetr%C3%A4ge%20beinhalten%20auch%20die%20Messkosten.
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2024/20240925_KANU.html
https://umweltinstitut.org/energie-und-klima/meldungen/mehrkosten-gasnetz-studie/?nab=1
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zensus2022-Pressemitteilungen/PM_zenus2022_45.html
https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Soziales-Lebensbedingungen/Mieteranteil.html
https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/energiewende/Berechnungen-GEG-Frauenhofer-BUND-2026.pdf
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Wärmepumpe. Eine aktuelle Berechnung auf Basis des Referentenentwurfs ergibt Mehrkosten aus der Bio-
Treppe von bis zu 600 € allein im Jahr 2035. Die Kosten aus der Bio-Treppe (§ 43 GModG) werden zusätzlich 
auf den Gaspreis aufgeschlagen und befeuern die Gaskostenfalle weiter.  

Mieter:innen werden nicht ausreichend geschützt: Die vorgesehene Kostenaufteilung (§ 5a 
CO2KostAufG) begrenzt zwar einen Teil der Belastung für Mieter:innen, bietet aber keinen umfassenden 
Schutz. Sie verhindert weder steigende Gesamtkosten noch erfasst sie sämtliche Preisrisiken fossiler 
Wärmeversorgung. Da die absoluten Kosten aufgrund der Knappheit von grünen Gasen und der sinkenden 
Zahl von Gasnetznutzer:innen erheblich steigen werden, wird die Warmmiete für viele kaum mehr tragbar. 
Der von Vermieter:innen zu tragende Anteil der durch die Biotreppe entstehenden Mehrkosten ist zudem 
auf 15 Prozent begrenzt. Auch deckt diese Regelung nicht die volatile Entwicklung fossiler Gaspreise ab, 
beispielsweise aufgrund geopolitischer Krisen. Der Einbau von Öl- und Gasheizungen wird zukünftig als 
Modernisierungsmaßnahme definiert (§555b BGB), wodurch die Weitergabe fossiler Investitionskosten an 
Mieter:innen nicht verhindert wird. Insgesamt schützt das GModG Mieter:innen nicht ausreichend vor den 
Folgekosten fossiler Heizungsentscheidungen, auf die sie selbst kaum Einfluss haben. Das Ergebnis ist eine 
Ausweitung der Gaskostenfalle, da für fossile Gaspreise und Investitionskosten, Kosten aus der Bio-Treppe 
sowie Netzentgelte kein angemessenes Verursacherprinzip etabliert wird. 

Die Gaskostenfalle trifft auch Eigentümer:innen und Kommunen: Eigentümer:innen werden aufgrund 
der Streichung der verpflichtenden Energieberatung beim Einbau fossiler Heizsysteme (§ 71 GEG) nicht 
mehr angemessen informiert und vor Kostenrisiken geschützt. Außerdem droht eine Ausweitung der 
Gaskostenfalle auf Kommunen und öffentliche Haushalte: Sie müssen steigende fossile Heizkosten für 
Sozialhilfeempfänger:innen tragen. Der Sozialstaat steht ebenso wie die kommunale Daseinsvorsorge und 
kommunale Haushalte schon heute unter Druck. Sie sind jedoch wesentlich für soziale Gerechtigkeit und 
Klimaschutz in Deutschland. Viele Kommunen haben sich ambitionierte Klimaziele gesetzt, für die sie aber 
keine angemessene Unterstützung durch den Bund erfahren. Ein Gesetz, das soziale Gerechtigkeit stärken 
müsste, belastet stattdessen Sozialstaat und kommunale Finanzen durch fossile Folgekosten. 

Begleitende Kürzungen der Wärmepumpenförderung erschweren den Ausstieg: Parallel zur 
Verabschiedung des GModG hat der Haushaltsausschuss des Bundestages am 8. Juli den Plänen der 
Bundesregierung zur Kürzung der Wärmepumpenförderung zugestimmt. Je nach Einkommen des 
beziehenden Haushalts soll sich der Förderhöchstsatz bis 2030 teils mehr als halbieren. Die Koalition 
spricht von einer “Ausgabenersparnis im Vergleich zur Fortführung des Status quo ohne Reform” von 
mindestens 4,2 Milliarden € in der “Bundesförderung für Effiziente Gebäude” (BEG), davon 3,45 Milliarden 
€ allein in der Wärmepumpenförderung. Dabei ist die Förderung für Wärmepumpen gerade jetzt wesentlich 
für viele Betroffene, die sich den Umstieg aus eigener Kraft nicht leisten können. 

 

Das Gebäudemodernisierungsgesetz schafft keine verlässliche Perspektive für bezahlbare und 
klimaneutrale Wärme. Es schwächt zentrale Vorgaben für den Umstieg auf erneuerbare Heizungen, 
verlängert die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen und setzt Mieter:innen sowie Eigentümer:innen 
erheblichen Kostenrisiken aus. Die neuen Regelungen zur Kostenaufteilung können diese Risiken nicht 
angemessen begrenzen. Gleichzeitig erschweren die geplanten Kürzungen der Wärmepumpenförderung 
vielen Haushalten den Ausstieg aus der Gaskostenfalle. 

GermanZero lehnt das GModG deshalb weiterhin entschieden ab. Notwendig sind klare Vorgaben für 
klimaneutrale Wärme, eine verlässliche und sozial gestaffelte Förderung sowie ein wirksamer Schutz von 
Mieter:innen vor den Folgekosten fossiler Heizentscheidungen. Wir kämpfen weiter für eine Wärmewende, 
die Klimaschutz und soziale Sicherheit miteinander verbindet. 

https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/waermewende-diese-kosten-kommen-auf-verbraucher-beim-heizen-mit-biogas-zu-01/100225943.html
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/heizungsgesetz-aenderungen-foerdergeld-100.html
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